
Für einmal ist der Griff in die Kasse er-
laubt, ja sogar gewollt. Wer sich den Be-
such im Restaurant nicht leisten kann,
darf sich Geld aus einem bereitgestell-
ten Topf nehmen, um damit Essen und
Trinken zu bezahlen. Obdachlosen-
Lunch heisst das neuste Angebot der
Aargauer Sozialfirma Trinamo. Nach
dem grössten Ansturm in der Mittags-
zeit wird das gleiche Menü im Restau-
rant nochmals geschöpft, je zur Hälfte
mit Spenden der anderen Gäste und
Beiträgen der Firma Trinamo finanziert.

In der «Spule 1» in Baden bieten Reto
Schaffer und sein Team seit kurzem
diesen Service an. Die Erfahrung der
ersten drei Wochen zeigt: Das Projekt
kommt gut an, die Gäste geben gerne
Geld dafür. Bloss: Bislang fehlen die
Leute, die vom Gratisessen profitieren

wollen. Trinamo-CEO Schaffer ist den-
noch von der Notwendigkeit des An-
gebots überzeugt: «Es gibt auch bei uns
viele Leute, die wenig haben.» Einige
haben nicht einmal ein festes Dach
über dem Kopf. «Baden beispielsweise
hat auch ein Problem mit Obdachlosen.
Man weiss, dass es sie gibt.»

An sie richtet sich das Angebot in ers-
ter Linie. Aber nicht nur, wie Schaffer
sagt. Wer sich sonst in einer schwieri-
gen finanziellen Lage befinde, sich kei-
nen Restaurantbesuch leisten könne,
sei auch willkommen. «Wir sind da si-
cher nicht restriktiv und wollen mög-
lichst vielen Menschen dazu verhelfen,
an der Gesellschaft teilzuhaben.»

Trotz harzigem Start ist Reto Schaffer
überzeugt, dass der Obdachlosen-
Lunch im Aargau ein Bedürfnis ist – der
neue Dienst sei wohl einfach noch zu
wenig bekannt. Dass die Hemmschwel-
le zu gross sein könnte, hofft er nicht.
Die Menüs werden jeweils dann ver-
teilt, wenn die meisten anderen Gäste
schon wieder weg, das Restaurant
nicht mehr ganz so voll ist.

Nach Ostern sollen drei weitere Tri-
namo-Restaurants folgen: das «Mojo» in
Aarau, das «Barracuda» in Lenzburg
und das «Joe Pepper» in Rheinfelden.

Geld fürs Menü liegt
bei der Kasse bereit
Armut Obdachlose sollen in
vier Aargauer Restaurants am
Mittag gratis essen können.
Finanziert wird das neue
Angebot durch andere Gäste
und die Sozialfirma Trinamo.

VON MANUEL BÜHLMANN

Steuervorlage 17
Wirtschaft fordert gewichtige Änderungen

ie aargauische Regie-
rung hat bereits darge-
legt, wie sie die Steuer-
vorlage 17 (SV 17) des
Bundes umzusetzen ge-
denkt – vorbehältlich

der definitiven Vorlage aus Bern. Inzwi-
schen ist klar, was der Bundesrat will.
Als Nächstes ist das Parlament am Zug,
dann folgen die Umsetzungslösungen
der Kantone. Die werden sehr verschie-
den ausfallen.

Aus Sicht der Wirtschaft seien erhebli-
che Verbesserungen anzubringen, sagt
Peter Lüscher, Geschäftsleiter der Aar-
gauischen Industrie- und Handelskam-
mer (AIHK). Der Wirtschaftsverband
lehnt sowohl die vom Bundesrat vorge-
schlagene Verschärfung der Dividenden-
besteuerung als auch die Erhöhung der
Kinderzulagen entschieden ab. Die Vor-
lage enthalte für KMU im Allgemeinen
und für Familienunternehmen im Be-
sonderen ein Ungleichgewicht.

Was ist gemeint? Hans-Jörg Bertschi ist
CEO und VR-Präsident der Transportun-
ternehmung Bertschi AG, eines Famili-
enunternehmens in Dürrenäsch mit eu-
ropaweit über 2700 Mitarbeitenden, so-
wie AIHK-Vizepräsident. Mit der SV 17
zeichne sich im Aargau eine grosse Um-
schichtung der Belastungen ab, sagt er:
«Grosse Firmen werden mit Erleichte-
rungen wie Patentbox, Forschungsabzü-
gen etc. entlastet. Familienunternehmen
können weniger profitieren, werden da-
für stark zusätzlich belastet.»

Warnung vor Bumerangeffekt
Wenn der Aargau bei der privilegier-

ten Dividendenbesteuerung (vgl. Box)
von heute 40 auf 60 (Vorschlag Regie-
rungsrat) oder gar 70 Prozent (Forde-
rung Bundesrat) raufmüsse, habe dies
einen Bumerangeffekt zur Folge,
warnt Bertschi. Die Attraktivität des
Kantons werde für Familienunterneh-
men sehr leiden. Das werde «zu Ver-
schiebungen führen». Was meint er da-
mit? Die 20 grössten Firmen im Aargau
zahlen 25 Prozent aller Unternehmens-
steuern, die 200 nächstgrossen, vorab

D

Familienfirmen, stehen für 55 Prozent
des unternehmerischen Steuersub-
strats, antwortet Bertschi. So wie die
SV 17 aufgegleist ist, nehme jedoch die
gesamte Steuerbelastung gerade der
Familienunternehmen um rund 15 Pro-
zent zu: «Da wird es schwierig zu in-
vestieren oder eine Nachfolgeregelung
aufzugleisen.»

Der Verein «Swiss Familiy Business»
hat bei seinen Mitgliedern eine Umfra-
ge durchgeführt, sagt Silvia Huber. Sie
ist CEO und VR-Präsidentin der Dr.
med. Aufdermaur AG in Lengnau, so-
wie AIHK-Vorstandsmitglied. Demnach
erachten über 90 Prozent der an der
Umfrage teilnehmenden Firmen die
beabsichtigte Erhöhung der Dividen-
denteilbesteuerung als negativ bis sehr
negativ. 45 Prozent erwägen deshalb
weniger Investitionen in Mitarbeitende

und Infrastruktur, so Huber. Ein Drittel
zieht gar den Wechsel in einen ande-
ren Kanton in Betracht, wenn die Vor-
lage so durchkommt.

Bald auf dem letzten Platz?
Doch Bertschi und Huber treibt auch

die Aussicht um, dass der Aargau bei der
Unternehmensgewinnsteuer vom hinte-
ren Mittelfeld mit Zürich auf den letzten
Platz abzurutschen droht – sofern alle
Kantone ihre Senkungspläne realisieren.

Bertschi stört sehr, dass der Bundesrat
den Kantonen bei der Dividendenteilbe-
steuerung überhaupt Vorgaben machen
will. Bisher sind die Kantone hier frei. Er
plädiert für eine föderale Lösung, und
hofft, dass sich in Bern «der Aargauer Fi-
nanzdirektor Markus Dieth ebenso ener-
gisch für seinen Kanton wehrt wie sein
Zürcher Regierungskollege Ernst Sto-

cker». Silvia Huber argumentiert, der
Föderalismus habe die Schweiz starkge-
macht. Sie wirft dem Bundesrat vor,
«mit seiner Vorlage am Erfolgsmodell
Schweiz zu schrauben. Wir brauchen für
die Umsetzung der SV 17 in den Kanto-
nen kein Diktat aus Bern.» Die Einschät-
zung von Ueli Maurer, diese sei ein aus-
gewogener Kompromiss, kann sie nicht
nachvollziehen: «Wie soll das möglich
sein, wenn 31 Kantone, Parteien und Or-
ganisationen gegen diese Vorlage sind?»

Eine Vorlage ist nötig, aber...
Klar ist für die beiden Unternehmer

aber, so Huber: «Die von EU und OECD
nicht mehr akzeptierten Sonderbe-
steuerungen mancher Kantone müs-
sen abgeschafft werden. Wir brauchen
dringend eine neue Lösung.» Damit
dies gelingt, fordern sie «eine mehr-

heitsfähige Vorlage». Die des Bundes-
rats erfülle die Kriterien noch nicht.

Aber was schlagen sie vor? Bertschi
verweist auf die Abzugsmöglichkeiten
via Patentbox etc. «Hier geht der Aar-
gau im Kantonsvergleich fast überall
am weitesten. Ist das klug? Wollen wir
nur noch Hightech- und Softwarefir-
men? Kämen die überhaupt?» Er be-
fürchtet, dass der Aargau mit den jetzi-
gen Plänen ein Eigentor schiesse.
Denn, so Bertschi: «80 Prozent der
Aargauer Firmen sind mittelständische
KMU-Betriebe. Viele würden jetzt über
die Massen belastet.» Huber fordert,
diese Abzugsmöglichkeiten der Unter-
nehmensstruktur im Aargau anzupas-
sen – sprich zu senken. Nur mit einer
ausgewogenen Vorlage blieben den Fa-
milienunternehmen genug Mittel, um
so viel zu investieren, damit sie wett-
bewerbsfähig bleiben und weitere Ar-
beitsplätze schaffen können.

Ist das ein Schreckgespenst?
Aber bauen die beiden nicht ein

Schreckgespenst auf, das der Realität
nicht standhält? Beide schütteln den
Kopf. Silvia Huber: «Mit den jetzigen
Plänen des Bundesrates müssten nach
unserer Rechnung die Familienunter-
nehmen mit schweizweit 435 Millio-
nen Franken zusätzlichen Steuern
rechnen, und damit den Preis der Re-
form zahlen.» Bertschi fragt zurück,
ob es einen einzigen logischen Grund
gebe, dass Familienunternehmen die
Entlastungen für Grossfirmen bezah-
len sollen. Ein Berater habe ihm schon
vor Jahren vorgerechnet, dass er mit
seiner Firma in einem anderen Kanton
viel weniger Steuern zahlen würde:
«Ich habe abgewinkt. Ich bin im Aar-
gau verwurzelt. Ich will hier investie-
ren und Arbeitsplätze schaffen. Eines
Tages könnte ich aber dazu gezwun-
gen sein. Denn ich will das Unterneh-
men an die nächste Generation weiter-
geben können, und nicht nach der
SV 17 Aktien verkaufen müssen, um
meine Steuern zu zahlen.» Damit es
nicht so weit komme, hoffen die bei-
den «auf eine vernünftige Lösung, bei
der nicht Familienunternehmen ein-
seitig den Preis bezahlen», so Huber.

VON MATHIAS KÜNG (TEXT)
UND CHRIS ISELI (FOTO)

Kurz bevor der Bundesrat die Botschaft
zur Steuervorlage 17 (SV17) vorgestellt
hat, hat der Aargauer Regierungsrat sei-
ne Aussagen zur Umsetzung der Steuer-
vorlage 17 im Kanton Aargau weiter kon-
kretisiert. Er strebt an, die Gegenfinan-
zierung innerhalb der Unternehmens-
besteuerung zu realisieren. Der Regie-
rungsrat stellt – nebst bereits Ende 2017
kommunizierten Massnahmen – auch ei-
ne Senkung der Gewinnbesteuerung in
Aussicht. In den oberen Tarifstufen findet
eine Entlastung von 18,6 auf 18,2 Prozent
statt. Diese sei aus Gründen der Konkur-
renzfähigkeit gegenüber den anderen
Kantonen notwendig, schrieb die Regie-
rung in einer Mitteilung dazu. Zudem soll
auch die untere Tarifstufe von 15,1 auf
14,7 Prozent reduziert werden. Der Re-
gierungsrat wolle die kantonale Stand-
ortattraktivität insbesondere für innovati-
ve Unternehmen bestmöglich erhalten
und aus diesem Grund den Handlungs-
spielraum bei den neuen Sonderrege-
lungen so weit wie möglich ausschöp-
fen.
Weiter will die Regierung in den nächs-
ten Jahren den Staatshaushalt sanieren.
Mit Blick darauf sagte Finanzdirektor
Markus Dieth: «Die Finanzlage des Kan-
tons – und vieler Gemeinden – schränkt
den Handlungsspielraum für steuerliche
Entlastungen der Unternehmen stark
ein.» Vor diesem Hintergrund und einem
nach wie vor verhaltenen Wirtschafts-
wachstum dürften aus der SV17 mög-
lichst keine Steuerausfälle resultieren
(vgl. Nachgefragt auf dieser Seite). (AZ)
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AARGAU

So soll Steuervorlage 17
umgesetzt werden

ZÜRICH UND AARGAU UNTERWEGS ZUR HÖCHSTEN 
UNTERNEHMENS-STEUERBELASTUNG

Belastung in Prozent nach der Reform    die heutige Belastung

*Der Aargau kennt zwei Steuertarife. Der in der Grafik gilt für Unternehmensgewinne über 
250 000 Franken. Für Gewinne unter 250 000 Franken gilt heute eine Gesamtsteuer-
belastung von 15,1 Prozent, kün�ig gemäss Vorschlag der Regierung 14,7 Prozent.

SH

ZG

LU

GL

UR

OW

NW

AI

BS

AR

TG

GE

NE

FR

BL

VD

GR

SZ

SG

VS

SO

BE

TI

JU

AG*

ZH

12,01 (-3,81)

12,09 (-2,53)

12,32 (-)

12,43 (-3,27)

12,60 (-2,32)

12,66 (-)

12,66 (-), Szenario 2 = 12,05 

12,66 (-1,50)

13,04 (-9,14)

13,04 (-)

13,40 (-3,03)

13,49 (-10,67)

13,79 (-1,82), Szenario 2 = 12,66

13,91 (-5,95)

13,94 (-6,76)

14,00 (-7,37)

14,02 (-2,10)

14,43 (-0,76), Szenario 2 = 12,51

15,20 (-2,20)

16,00 (-5,56)

16,32 (-5,06), Szenario 2 = 13,12

16,37 (-5,27)

17,01 (-3,94)

17,48 (-3,18), Szenario 2 = 15,40

18,17 (-0,44)

18,19 (-2,96) Q
U

EL
LE

: E
ST

V 
/ G

R
A

FI
K

: M
IC

H
A

 W
ER

N
LI

«Will nicht Aktien
verkaufen müssen,

um Steuern
zu zahlen»

Die Vorschläge des Regierungsrats zur
Umsetzung der Steuervorlage 17 zur

Unternehmensbesteuerung liegen auf
dem Tisch. Als Erstes melden sich

Wirtschaftsvertreter kritisch zu Wort.

Die Unternehmer Silvia Huber und Hans-Jörg Bertschi auf dem Balkon der Geschäftsstelle der Aargauischen Industrie- und Handelskammer.

AARGAUER ZEITUNG
MITTWOCH, 28. MÄRZ 2018
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56 Millionen Franken soll die Steuer-
vorlage 17 den Aargau gemäss Regie-
rungsvorschlag kosten: 42 Millionen
kostet die Entlastung von Firmen via
Patentbox und ein zusätzlicher Abzug
für Forschung/Entwicklung. 12 Millio-
nen kostet die Senkung der oberen Ta-
rifstufe bei den Unternehmenssteuern
von 18,6 auf 18,2 Prozent, 2 Millionen
die Senkung der unteren Tarifstufe
von 15,1 auf 14,7 Prozent. Hereinkom-
men soll das Geld so: 28 Millionen
mehr aus der direkten Bundessteuer,
11 Millionen aus der erhöhten Dividen-
denbesteuerung, weitere 17 Millionen
im Unternehmenssteuerrecht.

Herr Dieth, Sie wollen die privile-
gierte Dividendenbesteuerung von
40 auf 60 Prozent anheben (der
Bund will 70 Prozent). Die Wirt-
schaft wehrt sich aber vehement.
Markus Dieth: Der Regierungsrat
schlägt zusammen mit Basel-Land-
schaft eine Erhöhung der privilegier-
ten Dividendenbesteuerung auf ledig-
lich 60 Prozent vor – dies im Gegensatz
zum Vorschlag des Bundesrates zu-
sammen mit 21 weiteren Kantonen, die
eine Erhöhung auf mindestens 70 Pro-
zent wollen. Es gilt für die Aargauer
Lösung folgendes zu beachten: Unter
Berücksichtigung des vom Bund für al-
le Kantone vorgesehenen Methoden-
wechsels vom Teilsatz- zum Teilein-
künfteverfahren liegt die Entlastung
heute effektiv bei rund 50 Prozent.

Was heisst das?
Hätte der Aargau bereits heute dieses
Verfahren, läge die Entlastung im
Schnitt bei rund 50 Prozent. Somit er-
gibt sich bei gleicher Methode lediglich

eine Anhebung um zehn Prozentpunk-
te. Die Anpassung ist auch wegen die-
ses Methodenwechsels zu relativieren.
Vergleicht man zudem die Gesamtbe-
steuerung (Gewinnbesteuerung des
Unternehmens und Dividendenbesteu-
erung der Eigentümer) von 2007 mit
einer neuen Regelung von 60 Prozent,
so haben die Eigentümer insgesamt ei-
ne geringere Steuerbelastung als 2007,
weil seither der Gewinnsteuertarif
mehrmals reduziert worden ist.

Der Aargau droht aber bei den
Unternehmenssteuern im Kantons-
vergleich weit zurückzufallen.
Befürchten Sie keine Wegzüge?
Nein. Wesentliche Faktoren für unsere
Attraktivität sind eben vor allem auch,
dass wir in einer sehr wettbewerbsfä-
higen Region leben. Die Nordwest-
schweiz wird als Wirtschaftsdynamo
des Landes bezeichnet (Studie kanto-
naler Wirtschaftsindikator der UBS).
Da bringt es der Kanton Aargau hinter
Zug, Zürich und Basel-Stadt auf Platz
4. Der Kanton Aargau verfügt über ei-
ne hohe Innovationskraft, eine sehr
gute Erreichbarkeit und ein attraktives
Einzugsgebiet.

Wie wollen Sie die Firmen halten?
Um die rund 25 000 Unternehmen
weiterhin im Aargau zu halten und at-
traktiv zu bleiben für Neuansiedlungen
stellt der Regierungsrat, nebst der vol-
len Ausschöpfung der neuen Sonder-
regelungen, zudem auch eine Senkung
der Gewinnbesteuerung in Aussicht. In
der oberen Tarifstufe findet eine Ent-
lastung von 18,6 auf 18,2 Prozent statt.
Dies entspricht der angestrebten Belas-
tung des Kantons Zürich. Zudem soll
auch die untere Tarifstufe von 15,1 auf
14,7 Prozent reduziert werden. Die Fi-
nanzierung der Auswirkungen der
Steuerreform 17 soll nicht zulasten der
natürlichen Personen gehen, sondern
innerhalb der Unternehmenssteuern
erfolgen.

Hat sich der Regierungsrat für ei-
nen möglichst hohen Spielraum bei
der Teilbesteuerung von Dividen-
den eingesetzt? Und wie?
Der Kanton Aargau setzte sich sowohl
in der Bundesvernehmlassung, der Fi-
nanzdirektorenkonferenz als auch im
Austausch mit den aargauischen Bun-
desparlamentariern für eine reduzier-
te Dividendenbesteuerung ein (ledig-
lich 60 Prozent, dies im Gegensatz
zum Vorschlag des Bundesrates, der
eine Erhöhung auf 70 Prozent will).
Der Kanton Basel-Landschaft kommt
zum gleichen Ergebnis wie der Aargau.

Wäre es nicht am besten, der Bund
liesse dies den Kantonen frei?
Dies würde voraussetzen, dass der
Bund die Festlegung der Höhe der Di-
videndenbesteuerung wie bis anhin in
der Kompetenz der Kantone lässt,
oder dass er auf unsere Lösung als ge-
samtschweizerische Lösung mit
60 Prozent einschwenkt. Explizit äus-
sern sich dazu auch die Kantone
Schwyz, Nidwalden und Appenzell-In-
nerrhoden in die gleiche Richtung. Die
übrigen 21 Kantone unterstützen dem-
gegenüber die Haltung des Bundesra-
tes mit der Festlegung auf 70 Prozent
oder gehen gar noch höher, Basel-
Stadt auf 80 Prozent.

«Tiefere Belastung als 2007»
Steuervorlage 17 Die Regie-
rung will 56 Millionen Fran-
ken investieren – und vom
Bund und bei der Wirtschaft
wieder hereinholen.

VON MATHIAS KÜNG

«Wir leben in einer
sehr wettbewerbs-
fähigen Region.»
Markus Dieth Finanzdirektor
Kanton Aargau

Vor zwei Monaten gab der Regierungs-
rat die Daten für die Sonntagsverkäufe
vor Weihnachten bekannt. Am zweiten
und dritten Adventssonntag, also am
9. und 16. Dezember, «dürfen Verkaufs-
geschäfte ohne Bewilligung Arbeitneh-
mende beschäftigen», hiess es in der
Mitteilung. Beim Entscheid seien «die
Anliegen der Gewerbetreibenden, der
Arbeitnehmenden, der Bevölkerung
und einzelner Gemeinden mit traditio-
nellen Verkaufsanlässen in der Advents-
zeit» berücksichtigt worden. Weiter
hielt die Regierung fest: «Die Daten für
die Sonntagsverkäufe sind bindend.
Gesuche für Sonntagsverkäufe an ande-
ren Daten werden nicht bewilligt.»

Inzwischen sind die Daten zum poli-
tischen Zankapfel geworden. Im Gros-
sen Rat ist am 6. März eine Motion ganz
knapp gescheitert, die einen Sonntags-
verkauf am 23. Dezember forderte. Cle-
mens Hochreuter (SVP) sagte damals,
die Detailhändler seien konsterniert.
Die umliegenden Kantone hätten einen
Sonntagsverkauf am 23. Dezember, den
Läden im Aargau werde der umsatz-
stärkste Tag des Jahres verwehrt. Dies,
weil Kunden Einkaufssonntage bevor-
zugten, die näher bei Weihnachten lie-
gen. Die Bevölkerung werde sich nicht
an die Vorgaben der Regierung halten
und den Sonntag vor Weihnachten zum
Einkaufen in umliegenden Kantonen
oder in Süddeutschland nutzen.

Grundsatzentscheid im Jahr 2012
Bereits einen Tag vor der Grossrats-

sitzung, am 5. März, hatte der Regie-
rungsrat eine Umfrage bei den Wirt-
schaftsverbänden, Gewerkschaften und
Gemeinden lanciert. Laut dem Schrei-
ben, das der AZ vorliegt, waren bei der
Regierung zuvor «diverse Eingaben ein-
gegangen, welche im Sinn von Wieder-
erwägungsgesuchen für das Jahr 2018
die Bezeichnung des dritten und vier-
ten Adventssonntags als bewilligungs-
frei beantragen». Der Regierungsrat
hält fest, er habe 2012 aufgrund einer
Umfrage bei Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerverbänden einen Grundsatzent-
scheid für die Sonntagsverkäufe gefällt.
Demnach ist der vierte Adventssonntag
als Verkaufstag vorgesehen – ausser in
Jahren, wenn dieser auf den 23. oder
24. Dezember fällt. Genau dies war

2012 der Fall, und es kam zum Rechts-
streit. Die Regierung legte die Sonn-
tagsverkäufe damals, wie auch dieses
Jahr wieder, auf den 9. und 16. Dezem-
ber fest. Eine dagegen eingereichte Be-
schwerde wies das kantonale Verwal-
tungsgericht im Jahr 2012 ab.

Gewerkschaften warnen
Nun hält der Regierungsrat fest, man

sei bereit, den Grundsatzentscheid zu
überprüfen. Konkret geht es um die
Frage, ob am 23. Dezember ein Sonn-
tagsverkauf erlaubt werden soll. Bis
morgen Donnerstag läuft die Frist für
Stellungnahmen – schon klar ist die Po-
sition der Gewerkschaften: In einer Mit-
teilung sprechen sich Arbeit Aargau
und der Aargauische Gewerkschafts-
bund klar gegen einen Verkaufstag am
23. Dezember aus. Die Belastung für
die Arbeitnehmenden sei mit zwei auf-
einanderfolgende Sonntagsverkäufen
in der Weihnachtszeit sehr hoch. Eine
weitere Lockerung der Regeln ist für
den Verband nicht tragbar. «Eine Ver-
schiebung des verkaufsoffenen Sonn-
tags bedeutet in der Praxis oft, dass
Detailhandels-Angestellte bis Laden-
schluss am 24. Dezember zwei Wochen
durcharbeiten», warnt Arbeit Aargau.

Entscheid soll im Mai fallen
Peter Fröhlich, Geschäftsführer des

Aargauischen Gewerbeverbandes, sagt
auf Anfrage: «Wir sehen diese Gefahr
nicht, die Detailhändler nehmen Rück-
sicht auf ihre Angestellten, diese wür-
den sich auch wehren, wenn es nicht
so wäre.» Bei einer Umfrage unter Mit-
gliedsvereinen und Berufsverbänden
im Aargau habe sich klar gezeigt, dass
die Gewerbevertreter für einen Sonn-
tagsverkauf am 23. Dezember seien.
«Nach diesem Resultat hat sich auch
der Vorstand deutlich dafür ausgespro-
chen, schliesslich ist der Sonntag vor
Weihnachten ganz einfach das attrak-
tivste Datum dafür», sagt Fröhlich. Ob
es am 23. Dezember im Aargau tatsäch-
lich zum Weihnachtsshopping kommt,
entscheidet sich bald. In seinem Schrei-
ben zur Umfrage kündigt der Regie-
rungsrat an, im Mai über die Wieder-
erwägungsgesuche zu entscheiden.

Kampf um den
23. Dezember
Sonntagsverkäufe Der Gewerbeverband ist für das Datum
kurz vor Weihnachten, Arbeit Aargau entschieden dagegen

VON FABIAN HÄGLER

Sonntagsverkauf im Aargau
am 23. Dezember? Umfrage
auf www.aargauerzeitung.ch
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